
WIENERRATHAUSKORRESPONDENZ.
N953 .Wien,14 .Februar1916 .-Abends.

- - ¬- - - - - - - - - - - - - - ¬
Obmännerkonferenz.UnterdemVorsitzedesBürgermeister
Dr .Weiskirchnerundin AnwesenheitderVicebürgermeister
Hierhammer,HossundRainfandheuteNachmittagseine
Sitzung der Obmännerder Gemeinderatsparteien statt .Bgm.

Dr .Weiskirchnerbrachte in derselben vorerst folgenden ,
ihmzugekommenenErlass der . ö .Statthalterei vom12 .

Februar. J .zurVerlesung:
MitdemBerichtevom19 .Jänner1916habenEuer

Excellenzdarauf hingewiesen ,dass gemäss§ 23 desWiener
GemeindestatutesimlaufendenJahre dieErgänzungswahler
ausdem1 .WahlkörperdesWienerGemeinderatesfälligsind

undgemäß§22Absatz4leg .eit .umdieBestätigungdesin
diesemBerichtevorgeschlagenenVerteilungsmodusderMandate
gebeten .AusdiezemBerichtegehtmithinhervor ,gaßEuer
ExzellenzdieAbsichthaben,dieseErgänzngswahleninder
nächstenZeit durchzufunren .Demgegenüberbeehreiehmich
EuerExzellenzmiezuteilen ,daß die . k .Regierungbereits in
demErlasseden . k .Ministeriumss Innernvom31 .Dezember
1914 der Auffassury Aubiruck gegeben hat ,dal dieVorbereitung
undAusschreibungaller Gemeindevertretungswahlenbis aufwei-¬
teres zu unterbleibenhabe .Hiefürwardie Erwägungmaßgebend,
daß die Verpflichtung zur aktiven Dienstleistung einer großen

Teil der männlichen ,zur Teilnahme an den Wahlen in die Gemein¬
devertretungen berufener Bevölkerungfür die Pauer der Einbe
fung von der Augbungihres ahlrechtes ausschließt .EinEntfall
einersobedeutendenZahlvonWählernkönnteunterUmständen
nicht ohneEinflußauf dasWahlresultatbleibenundzuWahlergeb¬
nissen führen ,die der regelmäßigenStruxturder Wähleschaft

in keiner Weiseentsprechenwürde .Sollten daherin allenGenein¬
den ,in denendie Amtsdauerder Gemeindevertretunginnächster
ZeitznEndsgeht ,ohneRücksichtaufdiegegenwärtigeaußeror¬
dentlicheLageHeuwahlenoderErgänzungswahlenzurDurchführung
gelangen ,s0 gäre zu befürchten ,daßdie MehrheitderBevölkerung
vielfachdernauenGemeindevertretungennaohEintrittnormaler
VerhältnisseablehnendgegenüberstündenunddaßeszuReibungen
käme ,die anhaltendeGegensätzeunter denGemeindemitgliedern
auslösenwürden .FernersindaberauchaktivdienendeMilitär-¬
personenvompassivenWahlrechteausgenommen,sodaßzahlreiche
MitgliederderGemeindevertretørungen ,diebereitsaufdemGebie-¬
te der Gemeindeverwaltungpraktisch tätig waren ,nichtneuerlich
zuihrenfrüherenFunktionenberufenwerdenkönnen .Diesernot-¬
wendigeVerzichtaufdieMitarbeitältererGemeindevertretungs-

mitglieder wärejedech umsomehrzu bedauern ,alsvoraussichtlich
nachAbschlußder Kriegswirrenan die GemeindenmannigfacheAuf¬
gabenherantreten werden ,deren rasche und zweckmäßigeLösung
eine reichere ErfahrungimöffentlichenLebengeradezuvoraus-¬
setzt .GanzabgesehendavonmüßtenaberauchinWahltechnischer
BeziehungderDurchführungderWahlenwährenddesKriegesernste
Schwierigkeiten erwachsen .In der gegenständlichen Frageder
WienerGemeinderats-Ergänzungswahlenhatnunmehrdas . k.Ministe-¬
riumdes Innernmit demErlasse vom11 .Februar1916eröffnet ,daß
die Regierungander in demebenzitierten Ministerialerlassevom
31 .Dezember1914 niedergelegten Auffassung nach wie vorfesthält ,

undderDurchführungvonErgänzungswahleninVertretungskörper
überhauptunddemnachauchindenWienerGemeinderatderzeitnicht
zustimmen könnte .Nach den vorstehenden Aus führungen bin ich

dahernichtinderLagedenzitierbenBerichtEuerExzellenzeiner
meritorischen Erledigungzuzuführen .Euer Exzellenz werdenvielmehr
eingeladen,vonweiterenSchrittenzurVorbereitungderinFrage
stehendenErgänzungswahlenUmgangzunehmen

SeidiesemAnlassehatdasgenannteMinisteriumfolgendesbei¬
refügt :Dierechtliche Grundlagefür denvorl äufigenAufschubder
ErgänzungswahlenbildetdieTatsache,daßdasWahlgeschäftnach
der österreichischenGemeindeverfassungeinenGegenstanddesüber-¬
tragenenWirkungskreisesderGemeindenbildetundeinRechtsanspruch
der Wählerauf befristete Durchführungder Wahlennichtbesteht .
Anderseitskönntensich aus RücksichtenderKontinuität
der autonomenGemeindewirtschaftgegendie VershiebingderWahlen
keine .Bedenhenergeben ,weildieMitgliederderGemeindevertretungen
nacAbluf ihrernormalenAmtsdauergrundsätzlichsolangeim
Amtebleiben ,bis die Neu - undErsatzwahlenabgeschlossensind .

Dieser Grundsatz ,der sich als eine natürliche Folgerungausder

StellungunddenAufgabenderautonomenKörperschaftendarstellt,
gelangtin AllenGemeindeordnungenundStädtestatutenausd :cklich

zur Anerkennung .Für Wien enthält § 23 des Statutes vom24 . März

1900 die Bestimmung ,daß 2 Jahre nach der Wahl die aus dem 1 .Wahl¬
körper und nach Zeiteren 2 Jahren lie aus dem 2 .und 4 .Wahlkörper

gewähltenMitgliederdes Gemeinderatesauszuscheidenhaben .Inder
Folge treten immerdiejenigen aus ,welche 6 Jahre vorhergewählt

wordensind .DiezumAustrittebestimmtenMitgliederscheidenaus
sobalddieFristzurErklärungüberdieAnnahmederWahl( §24Wahl-¬
erdnung )abgelaufenist .Nach§ 24der Wahlordnunghat derGewählte
binnen8TagenLachdemEmpfangederVerständigungüberseineWahl
zuerklären,aberdieWahlannehme.Darausgehthervor,daßdie
Gemeinderatsmitgliederin ihren Funktionenzu verbleibenhaben,bis
die Ersatzwahlendurchgeführtsind .UnterbleibendieErsatzwahlen,
so verlängertsich die Funktionsdauerder zumAustrittebestimmten
Gemeinderatsmitgliederautomatischohnedaßeineausdrückliche

AnerkennungderVerlängerungderMandatsdauererforderlichwäre.Es
ist somitauchdurchdasStatutderStadtWienfürdie
Kontinuität der autonomenVerwaltungvorgesorgtunddie Gefahraus- ¬
geschlossen ,daßder Ablaufder normalenAmtsdauereinzelnerGemein¬
deratsmitglieder die Funktionsunfähigkeitdes WienerGemeinderates
zur Folgehabenkönnte .DieseAuffassunghat auchdurcheinenAus-¬
spruch des . k .Verwaltungsgerichtshofes ihre Bekräftigunggefunden .
Der Verwaltungsgerichtshafhaß nämlichmit demErkenntnissevom
19 .Mai1915eine Beschwerdegegendie imInstanzenzugeunterHin¬
weis auf die Kriegsereignisse erfolgte VerweigerungderAusschrei¬
bungvonErgänzungswahlenin dieGemeindevertretungvonFranzensbad
mit der Begründungzurückgewiesen ,aus der Gemeindewahlordnungfür
Böhmenkönneein Rechtsanspruchder Wählerdarauf ,daßdieWahl
sofort uder innerhalb eines bestimmtenZeitraumesausgeschrieben
werde ,michtgefolgertwerden .BesteheaberkeinderartigerRechts-¬
anspruch ,so könnten die Wähler durch denAufschub der Wahlausschrei¬

bunginihrenRechtennichtverletztwerden.Esunterliegtdemnach
gar keinemAnstande ,daß der Gemeinderatder Stadt Wienauchohne

VornahmevonErgänzungswahlenin seinergegenwärtigenZusammensetzung
vomBürgermeister im geagneten Zeitpunkte einbezufen werdeund

rechtsgiltigeBeschlüssefasse .
DieGemeinderäteReumannundDr .v .DornergriffendasWort ,um

gegeneinzelneAnschauungenderRegierungzuprotestieren.
BürgermeisterDr .Weiskirchnererklärt ,er werdegiese Protesteder
RegierungzurKenntnisbringen.

Die nächste Gemeinderatssitzung wird Dienstag ,den 22 .Februa

5 Uhr nachmittags mit der von den Parteien einmütigvereinbarten
Tagesordnungabgehaltenwerden.
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